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über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Karlsbad 

am 11. Juli 2006 im Musiksaal des Schulzentrums in Karlsbad-Langensteinbach

Beginn:  Uhr 19:10
Ende:  22:55    Uhr

Verhandelt:


Karlsbad, 11. Juli 2006 

Bürgermeister:

Rudi Knodel

Anwesende:

Gemeinderäte
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Kiesinger Peter

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Badewien-Oehler Dorothea 
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Kleiner Gerhard 

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Becker Otto
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Kleppel Jochen ab 20:00 Uhr

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Bodemer Rolf ab 20:10 Uhr
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Künzler Bernd  

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Christmann Heike
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Masino Traudel 

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Gossenberger Michael ab 20:10 Uhr 
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Metz Günter

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Günther Heike
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Müller Willibald   

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Haas Gerhard
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Rädle Roland ab 20:00 Uhr

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Haas Reinhard    
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Ried Norbert

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Haese-Sandner Ingeborg
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Rohrer Uwe 

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Haller Helmut
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Rupp Hans

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Herrmann Jürgen
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Schmidt Michael

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Höger Günter
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Schroth Kathrin

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Höger Otto ab     
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Steigerwald Klaus

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Karcher Joachim 
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Wicker Günter    

Gäste:

Jürgen Haarmann, Fachanwalt für Bau- und Ingenieurrecht
Ortsvorsteher: Kunz Helmut




Schriftführer:


Hans-Dieter Stößer


Verwaltung: 


 FORMULARKONTROLLFELD 
 Ragnar Watteroth 
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Dr. Klaus Rösch 

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Elke Wildenmann
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Hans-Dieter Stößer

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Ronald Knackfuß  


Nach Eröffnung der Verhandlung stellt der Vorsitzende fest, dass durch Ladung vom 04.07.2006 ordnungsgemäß eingeladen worden ist, die öffentliche Tagesordnung im Mitteilungsblatt am 06.07. erschienen ist; das Kollegium beschlussfähig ist, weil 25          Mitglieder einschließlich Vorsitzender anwesend sind. 

Als Urkundspersonen werden ernannt:

Gemeinderäte Höger Günter, Herrmann Jürgen, Haas Gerhard, Rohrer Uwe

Zu 1. Fragen der Gemeinderäte

GR Schmidt (CDU) erkundigt sich nach dem Stand des Verfahrens Fenstersanierung. Ortsbaumeister Knackfuß erläutert, dass man demnächst die Stellungnahme des Gutachters der Architektenkammer erwarte.

Auf Nachfrage von GRin Günther (Bündnis 90/Grüne) antwortet OBM Knackfuß, dass es im Außenbereich der St. Barbara-Straße eine Baustelleneinrichtung für die Keltenstraße gibt. 

GR Gerhard Haas (SPD) will wissen, warum an mehreren Stellen in Spielberg gleichzeitig Baumaßnahmen begonnen haben und ob dies nicht anders hätte koordiniert werden können. OBM Knackfuß sagt, dass durch die längere Dauer der Maßnahme Dobelstraße und terminliche Zwänge ein weiteres Hinausschieben bei den genannten Maßnahmen nach Angaben von EnBW und des Gasversorgers leider nicht mehr möglich gewesen sei. Nicht zu verhindern seien zweimalige versetzte Bauarbeiten in der Eyachstraße.  Ein Zusammenfassen der zwei Maßnahmen hätte schwerwiegendere Beeinträchtigungen zur Folge. 

Der Vorsitzende weist auf den Sitzungsfahrplan für das zweite Halbjahr hin und bedankt sich ausdrücklich bei den Organisatoren des WM-Angebotes auf dem Rathausplatz. Die Sache sei insgesamt gut angekommen. 

Zu 2. Bekanntgaben

Der Vorsitzende bedankt sich für die WM-Aktivitäten auf dem Rathausplatz bei den Organisatoren und verweist auf den versandten Sitzungsplan für das zweite Halbjahr.

Zu 3. Beratung und Beschlussfassung über den Abschlussbericht zur Feststellung von Sachverhalten beim Baugebiet "Neue Ortsmitte Auerbach" 

Vorl. Nr. VIII/707

Der Vorsitzende begrüßt die ehemalige Gemeinderätin Regine Müllensiefen und bittet um sachliche Behandlung des schwierigen Themas. Er stellt Rechtsanwalt Jürgen Haarmann vor. Dieser sei um eine ergänzende Stellungnahme und eine erste rechtliche Grobeinschätzung gebeten worden. Er bedankt sich bei den Fraktionsvorsitzenden für die Konsultation im Vorfeld der Sitzung und skizziert die Vorlage der Verwaltung. Man habe für eine nichtöffentliche Behandlung des Themas aus Gründen möglicher nachteiliger wirtschaftlicher Auswirkungen auf die Gemeinde  und aufgrund berechtigter Interessen Einzelner votiert. Der Gemeinderat habe sich in einem Geschäftsordnungsantrag für die öffentliche Behandlung ausgesprochen. Man rede über die Epoche der Jahre 2003 und 2004 – nicht über den Zeitpunkt ab Anfang 2005. Der Ausschuss sei am 28. Juli 2004 eingesetzt worden und habe sechs Mal getagt. Er habe den Auftrag gehabt, Einsicht in die Aktenvorgänge zu nehmen und diesen um  Bewertungsfragen zur Schadenfeststellung erweitert. Der Bericht  sei nicht im Konsens – wie in der Gemeindeordnung vorgesehen – erarbeitet worden.  Der Ausschuss habe mehrheitlich der vorliegenden Fassung zugestimmt.  Aus dem Kreis der Projektgruppe „Ortsmitte Auerbach“ seien nur wenige Teilnehmer befragt worden. Zu einer objektiven Meinungsbildung hätten mehr Personen befragt werden müssen. 

Rechtsanwalt Jürgen Haarmann erläutert, dass er gebeten worden sei, anhand der ihm zur Verfügung gestellten Unterlagen eine Grobeinschätzung der Haftungstatbestände derjenigen Verfahrensbeteiligten, die ein Honorar bekommen hätten (Architekt Arno Rieger und Christian Essmann) zu prüfen. Ebenso solle er klären, wie sich das mit der Eintrittspflicht Eigenschadenversicherung verhalte. Es handle sich um eine kurze Einschätzung, bei der nicht gesagt werden könne, ob Ansprüche Erfolg hätten – er habe nicht die kompletten Unterlagen zur Verfügung gehabt. Die Inanspruchnahme eines beteiligten Architekten sei nichts ungewöhnliches. „Jeder zweite Architekt“ habe im übrigen wegen solcher Probleme Kontakt mit seiner eigenen Versicherung. Die Rechtsaufsicht könne aus seiner Sicht eingeschaltet werden. 

Bezüglich Herrn Essmann sei es so, dass kein spezieller schriftlicher Vertrag vorliege und die Beauftragung wohl aufgrund eines älteren Vertrags erfolgt sei. Die Definition der Leistungsanforderungen entnehme er einem Kostenvoranschlag und Stundenaufzeichnungen. Ersterer umfasse die Bereiche Bestandsaufnahme, Analyse, Voruntersuchung und Bodenverhältnisse im Hinblick auf die Beantragung eines Förderprogramms. Hierbei gehöre es zu den Aufgaben, sich Gedanken zur Förderfähigkeit zu machen und diese auch zu dokumentieren. Es gebe diesbezüglich keine schriftliche Niederlegung und auch die Risikofaktoren seien nicht belegt. Das - im Grunde richtige - Akteneinsichtsausschuss-Gremium habe den potenziell haftenden H. Essmann mit einbezogen und zu ihn möglicherweise entlastenden Gedächtnisprotokollen und Richtigstellungen motiviert. H. Essmann habe bei einer Befragung gesagt, dass die Altlastensache der entscheidende Faktor gewesen sei. Dann aber müsse er sich fragen lassen wo und wie er diese ungeklärte Position geltend gemacht habe. 

Mit Architekt Arno Rieger sei ein Vertag über städtebauliche Leistungen nach § 40 HOAI abgeschlossen worden. Dieser umfasse unter anderem die Punkte „Ermitteln des Zustands des Gebiets, des Baugrundes und der Umweltverhältnisse“. Diese Leistungen hätten aber auch von ihm erbracht werden müssen. 

Bezüglich der TSV-Mitglieder sei zu fragen, wie man sich gegenüber einem potenziellen Verkäufer, der seinen Aufklärungspflichten nicht nachkommt, verhält. Wenn der TSV Kenntnis von den Belastungen gehabt hätte, käme er möglicherweise noch in den Kreis der potenziell Haftenden hinein. Der Übergang der Grundstücke sei im Wege der Umlegung – nicht über einen Verkauf – geschehen, daher handle es sich hier um einen „komplexen“ Sachverhalt.
Die Abläufe innerhalb der Verwaltung seien noch nicht beurteilbar und streitig.

Bei der Frage, welcher Schaden entstanden sei, sei entscheidend, was die Gemeinde getan hätte, wenn sie von vorneherein die Problematik gekannt hätte. Ein weiterer Klärungspunkt wäre der Umfang des Eintritts der Eigenschadenversicherung. Die Sache sei dem BGV bereits gemeldet worden. 

Als Fazit sei festzuhalten, dass die weitere Aufarbeitung zweckmäßigerweise dem nichtöffentlichen Gremium vorbehalten sein müsse, um einen Prozess führen zu können. Die Aufarbeitung der Schadensermittlung könne unmöglich öffentlich erfolgen. 

GR Kiesinger meint,  dass man über die Frage, ob die Gemeinde ein Fehlerverhalten trifft und nicht über Schadenersatzansprüche rede. Herr Haarmann sieht die Klärung der Rolle der Verwaltung in Zusammenhang mit der Schadensermittlung, d.h. eventuell auch im Hinblick auf ein Mitverschulden. 

Der Vorsitzende erläutert, dass er überlegt habe, Widerspruch gegen den Beschluss des Gemeinderates, die Sache öffentlich zu behandeln einzulegen. Bei Rechtswidrigkeit müsse und bei Nachteiligkeit für die Gemeinde könne er ihn einlegen. Letztlich hätten alle gemeinsam Verantwortung für das Vorgehen.  Man sei jetzt an dem Punkt, nichtöffentlich darüber zu beraten, ob die Angelegenheit nicht doch weiter nichtöffentlich behandelt werden soll, weil das öffentliche Wohl und berechtigte Interessen Einzelner betroffen seien.  Er erklärt, dass zu diesem Geschäftsordnungsantrag noch Äußerungen aus jeder Fraktion zulässig seien. GR Becker (CDU) meint, dass das Gremium bereits für eine öffentliche Behandlung votiert habe. Weitere Äußerungen gibt es nicht.

GR Herrmann (Freie Wähler) stellt einen Antrag auf dreiminütige Unterbrechung für Beratung der Fraktionen – dieser wird mit 12 Jastimmen zu 16 Neinstimmen abgelehnt.

Der Vorsitzende bittet die Zuschauer, den Raum zu verlassen und unterbricht die öffentliche Sitzung um über den von ihm genannten Geschäftsordnungsantrag nichtöffentlich zu entscheiden. Die Anwesenheit von Frau Müllensiefen bewertet er als unproblematisch. Nach dem Ende der nichtöffentlichen Sitzung lässt er wieder die Öffentlichkeit zu und informiert diese darüber, dass mehrheitlich beschlossen worden sei, weiter öffentlich zu beraten.

Die Angelegenheit wird sehr intensiv und kontrovers diskutiert.

Die Fraktionen nehmen Stellung: 

GR Höger (CDU) meint, dass der Ausschuss nicht nötig gewesen wäre wenn die Verwaltung ordnungsgemäß gearbeitet hätte. Die Aktenaussagen müssten als richtig bewertet werden. Die Verwaltung habe – so zitiert er einen BNN-Bericht mit der Aussage des Bürgermeisters – „sich keine Vorwürfe“ zu machen.  Er kritisiert die formalen Feststellungen des Vorsitzenden in der Vorlage zum  Bericht des Ausschusses und meint, dass dieser die Punkte ja in den Sitzungen hätte klären können. Auch inhaltlich übt er Kritik. Eine Protokollpflicht für H. Essmann sei nicht vorhanden und die Verpflichtung zur Klärung der Altlastenfrage hätte jeden betroffen. 

GR Herrmann (Freie Wähler) sagt, dass die Meinungen der Freien Wähler von Zustimmung zur Verwaltungsvorlage (rechtlich unabhängige Prüfung) bis zu der Feststellung der Nicht-Verwendbarkeit des Ergebnisses der Ausschussarbeit gingen. Man sehe eine große Unschärfe in den Ausführungen und vor allem das Fehlen von handfesten Fakten oder Sachverhalten. Die Sachverhalte seien insgesamt nicht abschließend geklärt. Selbstverständlich sei, wie in dem Bericht zum Ausdruck kommt, jedem Auerbacher klar gewesen, dass aufgefüllt wurde und die Hinweise die im Bericht genannt werden seien aber nicht spezifisch bezüglich Schadstoffen und dem betroffenen Bereich. Zu keinem Zeitpunkt würden Ross und Reiter genannt. Dreh- und Angelpunkt des gesamten Geschehens seien die Aussagen von Herrn Essmann bezüglich des „Hinweis“ Schadstoffe. Man frage sich, ob Herr Essmann nicht verantwortlicher Projektleiter gewesen sei und um die 30.000 Euro für diese Tätigkeit erhalten habe und ob er nicht mit Nachdruck den Sachverhalt nach der telefonischen Durchgabe in der Folgesitzung weiter verfolgen oder schriftlich nachholen hätte müssen. Man müsse sich fragen, ob die schriftliche Dokumentation bei Planern nicht üblich sei. Herr Huck habe nach Erinnerung von OV Kunz ein einziges Mal in der Agenda das Thema Schadstoffe angeschnitten. Dieser Hinweis sei aber von Herrn Essmann nicht weiterverfolgt worden. Einzige Tatsachenfeststellung im Bericht sei das Nichtwissen des Bauamtsleiters über den Unterschied zwischen einem geologischen Gutachten und einem Altlastengutachten. Auf dieser Basis eine Bewertung vorzunehmen falle den Freien Wählern schwer.  Es blieben eine Menge offener Punkte: z.B. fehlende Befragungen weiterer Personen, frühere Grundstücksgeschäfte, fehlender Hinweis von H. Essmann nach Vorliegen des geologischen Gutachtens auf das Altlastengutachten (auch in späteren Sitzungen nicht erfolgt), fehlende konkrete Hinweise aus der Bevölkerung auf Altlasten. Man müsse sich fragen, in wie weit Herr Essmann eine Schuld als Projektleiter treffe und er – unter der Voraussetzung der Kenntnis von Schadstoffen – nicht konsequent habe handeln müssen.  Man habe die Möglichkeit, die Fakten unabhängig prüfen zu lassen und abschließend eine mögliche Schuld- und Eigenschaden- oder Schadenfrage mit den daraus entstehenden rechtlichen Konsequenzen zu akzeptieren oder festzustellen, dass außer Spesen nichts gewesen sei. 

GR Gerhard Haas (SPD) dankt dem Ausschuss für die geleistete Arbeit. Es stelle sich die Frage, wer die Verantwortung für die Versäumnisse bei der Untersuchung des Geländes auf Altlasten trage. Bereits im Februar 2003 sei bei der Aussage der Verwaltung, dass der TSV Auerbach keine Haftung für Altlasten übernehme, klar gewesen, dass hier problematische Ablagerungen auftauchen könnten. Von Gemeinderäten sei immer wieder auf Untersuchungen nach Schadstoffen gedrängt worden. Die Verwaltung habe immer ausweichend erklärt, dass keine Altlasten vorlägen und auf dieser Aussage hin habe der Gemeinderat jeweils seine Entscheidungen getroffen. Man müsse sich fragen, warum das umwelttechnische Gutachten so spät beauftragt worden sei und ob es an der mangelnden Zusammenarbeit zwischen Bau- und Umweltamt gelegen habe, dass ein laut Landratsamt nicht für Altlasten geeigneter Gutachter beauftragt worden sei.  Hier zeige sich die Notwendigkeit der hoffentlich bald tagenden Strukturkommission. Es gehe darum, zu überlegen, wie jetzt Schaden abgewendet werden kann – ein Verlust von 1 bis 1,5 Millionen Euro bei einer Maßnahme müsse zur Prüfung durch die Rechts- und Kommunalaufsicht angezeigt werden. Man sei über die Versäumnisse und nicht fachgerechte Bearbeitung durch die Verwaltung entsetzt.

GR Rohrer (Bündnis 90/Grüne) kritisiert ebenfalls die Vorlage und das Verhalten des Vorsitzenden. Im Vorfeld habe es schon Fragestellungen für den Ausschuss gegeben – zumindestens Fragen die zu dem Zeitpunkt schon im Raum gestanden hätten. Die Fragen seien mit dem Vorsitzenden abgestimmt gewesen. 

Der Vorsitzende erläutert, dass er im BNN Interview sinngemäß gesagt hätte, dass der Ablauf der Sache schwierig gewesen sei und er keine direkten Fehler der Verwaltung gesehen habe. Die Sitzungsführung im Ausschuss sei von ihm ordnungsgemäß erfolgt und er habe auch manch formale Punkte bewusst nicht umgesetzt. Zu den Aufgaben von Herrn Essmann gehöre es, nicht nur den Antrag zu verschicken, sondern auch die Beratungsleistungen zu erbringen. Das Altlastenuntersuchungsergebnis des Landratsamtes aus einer Publikation vom Dezember 2004 zeige eindeutig, dass der bisherige Auerbacher Sportplatz in der sogenannten historischen Altlastenermittlung ein unbeschriebenes Blatt gewesen sei.  Lediglich bei einer speziellen Fläche (Heizölhandel Zeh) hätte es Anmerkungen gegeben. Die sonstigen Hinweise seien nicht entschieden genug gewesen – es habe nur Hinweise auf Auffüllungen – nicht Altlasten – gegeben. Bei den früheren Grunderwerben vor 2003 seien – so ergänzt Rechnungsamtsleiter Watteroth – alle Haftungsgründe ausgeschlossen worden. Er zitiert aus einem Schreiben des vorherigen Bürgermeisters.  Zur Schadensvermeidung habe man die Sache dem BGV gemeldet. Der Vorsitzende meint, dass man auch die Rechtsaufsicht noch einschalten könne. Die kompetenten Personen hätten sich in Sachen Altlasten melden müssen. Er erläutert sein Verhalten im Ausschuss eingehend und sieht kein Fehlverhalten. 

Regine Müllensiefen gibt Erläuterungen zur Arbeit des Akteneinsichtsausschusses und zum Zustandkommen des Berichtes. Es sei ein Novum, die Stellungnahme zum Bericht vor dem eigentlichen Bericht zu behandeln. Ein Teil der Gemeinderatsmitglieder hätte vor der Konstituierung schriftlich Akteneinsicht beantragt, weil es Gründe gab, die bezweifeln ließen, dass alles korrekt gelaufen sei. Es seien Fragestellungen genannt worden. Probleme habe es bei der Bewertung des Vorsitzenden in seiner Doppelfunktion als Kontrollorgan der Verwaltung und Ausschussvorsitzender mit einer möglichen Befangenheit gegeben.  Die Rechtsaufsicht habe hier den Bürgermeister in seiner Funktion bestätigt und keine Befangenheit gesehen. Eine Wertung sei nicht Aufgabe des Ausschusses gewesen. Der Bericht sei keine Wertung, sondern eine Auflistung von Fakten.  Die wesentlichen Ergebnisse in Bezug auf die Altlastenfrage zeigten aufgrund  des Hinweises von Herrn Essmann, dass Untersuchungen nötig gewesen wären. Er sei nur für die Förderanträge zuständig und nicht Projektleiter gewesen. In einer weiteren Sitzung habe er auf die Altlastensache hingewiesen. Auf wiederholte Fragen des damaligen Gemeinderates Gessner (CDU) sei immer wieder gesagt worden, dass es keine Belastungen gebe. Es habe Hinweise aus der Bevölkerung und des TSV gegeben. Ein Baugrundgutachten sei beauftragt worden und der Ortbaumeister habe H. Rösch in der Thematik nicht beteiligt. Flächendeckende Untersuchungen hätten - so die Aussage aus dem Bauamt – keine Hinweise auf Altlasten gegeben. Das Baugrundgutachten sei so dem Gemeinderat quasi als „Schadstoffgutachten“ vorgestellt worden und auf dieser Informationsbasis habe der Gemeinderat  bei den Vorlagen entschieden. Es sei bis Ende 2003 kein Förderantrag gestellt worden und die Fristen hierfür habe man verstreichen lassen. In Sachen Kooperation innerhalb der Verwaltung gebe es Hinweise auf mangelnden Informationsfluss, Zuständigkeits- und Federführungsprobleme. Das Garten- und Umweltamt sei erst ab 2005 beteiligt worden. Fehlerhafte Grunddaten hätten dann auch Eingang in die Tiefbau- und Bebauungsplanung gefunden und zu erneuten Verfahren mit zusätzlichen Kosten geführt. Die Aufgabenstellung des Ausschusses war, Fakten auszulisten. Sie wundere sich, warum so schnell „Schuldige“ gefunden werden und der Ausschuss für die Klärung der Punkte so lange gearbeitet habe.  Aufgabe des Gemeinderates sei,  die Punkte Sorgfaltspflichtverletzung, Schaden, Kompetenzen, Förderverlust, Reaktion auf Auffüllhinweise und Schaden durch Bodenaustausch sowie der Ablauf des Gesamtverfahrens zu prüfen. Sie sehe eine Tendenz, außerhalb der Verwaltung Schuldige zu suchen. Zum Thema Gesamtverantwortung sei zu sagen, dass der Gemeinderat von einer ordnungsgemäßen Arbeit der Verwaltung ausgehe. 

GR Kiesinger (CDU) steht Frau Müllensiefen argumentativ bei, sieht mangelnde Sachkenntnis und bewertet das Altlastenverzeichnis des Landkreises als nicht so belastbar in der Aussagekraft.  Die Verwaltung habe fahrlässig gehandelt und die GR-Beschlüsse seien aufgrund einer irrtümlichen Annahme so gefallen. 

GR Kunz (Freie Wähler) bedauert, dass schlechtes Licht auf ihn, den Vorsitzenden und die Ortsmitte falle. Es habe schon 1990 Pläne zu einer Bebauung gegeben und dann wäre der vorherige Bürgermeister der „böse Bube“ gewesen. Bei An- und Verkäufen vieler Grundstücken die in den Bereich des Bebauungsplanes gefallen seien  habe man nie über Altlasten geredet. Ihm sei nicht bekannt gewesen, dass Teer (der Stoff sei von einer Person genannt worden) in Verbindung mit PAK zu bringen sei. Dass Herr Essmann die Ortsmitte planen und das Thema Förderprogramm bearbeiten wollte könne er nicht glauben. Es sei zu dem damaligen Kenntnisstand nachvollziehbar gewesen, von einem „Nulltarif“ bei der Umsetzung ausgehen zu können. 

GR Haller (SPD) hebt auf die mehrfachen Hinweise verschiedener Personen, das Thema Altlasten zu beachten, ab. Bei der sogenannten ersten Agenda-Sitzung sei von H. Essmann auch auf die Untersuchung von Altlasten hingewiesen worden. Der Ortsbaumeister habe die Sitzung etwas früher verlassen und sei deshalb anderntags von H. Essmann kontaktiert und auf diese Untersuchung aufmerksam gemacht worden. Nach einer Aussage des Vorsitzenden am 6.6.06 im Ausschuss habe Herr Knackfuß H. Essmann zum Widerruf der Äußerung „Ich habe H. Knackfuß am 22.1.03 über die Notwendigkeit einer Altlasten-Untersuchung im Gebiet Ortsmitte Auerbach informiert“ aufgefordert worden. Hier sei der Sachstand zu klären. In der zweiten Agenda-Sitzung vom 11. März sei es um die Entscheidungsfindung zum Thema Abwasser gegangen und dazu stehe im Protokoll vom Büro Thum bzw. Nachfolger Feurer unter Punkt 4 dass unter anderem die Altlasten zu beachten seien.  Das Büro Essmann und auch das Büro Thum bzw. Feurer hätten eine Altlastenuntersuchung gefordert. Trotzdem habe es keinen Grund für das Bauamt gegeben, dies zu tun, sondern der Ortsbaumeister habe das Büro Bannholzer beauftragt, ein geologisches Gutachten zu erstellen. Später habe der Ortsbaumeister dann erklärt, dass er den Unterschied zwischen einem geologischen und einem Schadstoffgutachten nicht gekannt habe. Kritik sei auch an der autoritären Amtsführung des Ortsbaumeisters und der Nichteinbindung bzw. Nichtinformation des Garten- und Umweltamtsleiters und von Frau Wildenmann zu äußern. Der Informationsfluss habe sich nach Beschwerden etwas gebessert, sei aber weiterhin nicht ideal. Allein durch diese Vorgehensweise des Ortsbaumeisters sei der Gemeinde immenser Schaden entstanden: Versäumen von Zuschussanträgen, mehrfache Änderungen von Bebauungs- und Erschließungsplänen, Kompetenzprobleme und mehr.  GR Haller schlägt vor, eine weitere Befragung unter Einbeziehung der Personen Essmann, Glieden (dieser spreche im Zeitungsbericht von tatsächlichen Belastungen des Bodens die verschwiegen worden seien),  Lambrou (Bodenbehörde des Landratsamtes) durchzuführen und die Kosten für Bebauungs- und Erschließungspläne sich vorlegen zu lassen. Er habe schon frühzeitig prophezeit, dass ein Millionenloch entstehen werde.  Er wäre heute froh, wenn man nur 2 Millionen Euro als Defizit in den Wind schreiben müsse. 

Der Vorsitzende meint, dass man aufgrund der Diskussion im Gemeinderat nicht dazu gekommen sei, über die Inhalte des Berichtes zu reden.  Bei der Diskussion über die Zielsetzung im Ausschuss habe er Stellung genommen. Auf eine Terminfolge der Sitzungen habe man sich verständigt – Verzögerungen seien auch durch andere Termine zustande gekommen. Bezüglich der Bewertung des Gutachtens hätten die Fachleute Aufklärung betreiben müssen. Der ehemalige GR Gessner habe nachgefragt, weil er das Gutachten nicht kannte. Die Fragen von Kooperationsproblemen und Abläufen in der Verwaltung könnten in einem Gutachten bewertet werden. Man dürfe auch tendenziell Schuldige nicht nur in der Verwaltung suchen. Die Altlastenfrage sei bisher in allen Baugebieten nicht gängig gewesen. Es habe daher keinen Anlass gegeben, hier speziell darauf achten zu müssen.  Die Untersuchungen seien im übrigen nicht flächendeckend, sondern an acht Stellen erfolgt. Der Gemeinderat sei in den Kaufvertragsentwürfen mit dem TSV Auerbach bei der Passage zur Altlastenformulierung beteiligt worden. Herr Essmann habe erklärt, dass er seine Aussagen nicht zurücknehmen wolle. Den Begriff Kostenneutralität habe er als Vorsitzender so nicht verwendet, sondern die Berechnungen hätten gezeigt, dass man in etwa Null auf Null bei der Realisierung des Baugebietes rauskommen könne. Die Kosten für Bebauungs- und Erschließungspläne könnten geliefert werden. Das Umschalten von Kaufverträgen auf eine Umlegung sei aus steuerlichen Gründen erfolgt und die Kaufvertragsüberlegung habe man aufgeschoben, weil abgeschlossene Verträge förderschädlich gewesen wären.

Rechnungsamtsleiter Watteroth weist auf Stundennachweise des H. Essmann für die Prüfung des Bodengutachtens hin  - danach hätte von ihm eine Aussage getroffen werden müssen.

GR Bodemer (Freie Wähler). fragt nochmals wegen dem Vertrag mit Herrn Essmann nach. Er will wissen, wer H. Essmann beauftragt hat, da er nicht glauben kann, dass er dieselbe Aufgabe hatte wie in dem vom Rechtsanwalt genannten Vertrag aus dem Jahr 1986. Falls dies jedoch der Fall sein sollte, will er wissen, wer ihm den Umfang seiner Arbeiten beschrieben hat, wo diese Vertragsunterlagen sind und wer seine Arbeit überwacht hat.  GR Kleiner (Freie Wähler) weist darauf hin, dass Fragen der Verjährung beachtet werden müssten. 

Folgender Beschlussvorschlag – auf der Basis des Vorschlages von GR Haller - ergibt sich aus der Diskussion:

Der Gemeinderat beschließt, die Personen Feurer, Essmann, Rieger, Lambrou und Bannholzer einzuladen und zu hören. Die Verwaltung erarbeitet einen Vorschlag zum Ablauf. Der Vorsitzende ergänzt in diesem Zusammenhang, dass er sich vorbehält, die Rechtsaufsicht einzuschalten und bezüglich des Schadensersatzes eine juristische Beratung einzuholen.

Der Gemeinderat stimmt mit 26 Jastimmen, 2 Gegenstimmen und 1 Enthaltung zu. 

Zu 4. Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 27.06.2006

Das Protokoll wird ohne Gegenstimmen und Enthaltungen genehmigt.

Zu 5. Verschiedenes 

Nichts.

Zu 6. Fragen der Zuhörer

Herr Guthmann erkundigt sich, warum H. Knackfuß nicht zu Wort gekommen sei. Das einbeziehen erfolge über ihn, so antwortet der Vorsitzende. 

_____________________________

Bürgermeister Rudi Knodel 

_____________________________

Gemeinderat Günter Höger 

_____________________________

Gemeinderat Jürgen Herrmann

_____________________________

Gemeinderat Gerhard Haas

_____________________________

Gemeinderat Uwe Rohrer

_____________________________

Protokollführer Hans-Dieter Stößer
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